Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 2485 


15 . 08 . 74 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Marx, Reddemann, Böhm (Melsungen), 
Graf Stauffenberg, Dr. Hupka und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2436 - 

betr. Verurteilung wegen Fluchthiife 


Der Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen hat mit 
Schreiben am 14. August 1974 - II 3 - 37 122 - im Namen der 
Bundesregierung die Kleine Anfrage folgendermaßen beant- 
wortet; 


1. Wie viele Menschen sind - nach den Erkenntnissen der Bun- 
desregierung - wegen „Fluchthilfe im Bereich der DDR“ ver- 
haftet, wie viele verurteilt worden? 

Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung, die keinen An- 
spruch auf Vollständigkeit erheben, sind seit Abschluß des 
Grundlagenvertrags („Vertrag über die Grundlagen der Be- 
ziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik") am 21. Dezember 1972 
bis zum 10. August 1974 insgesamt 167 Personen mit Wohnsitz 
im Bundesgebiet oder in Berlin (West) wegen „staatsfeindlichen 
Menschenhandels" (§ 105 DDR StGB) in der DDR verhaftet 
worden. Von diesen Verhafteten sind nach den Erkenntnissen 
der Bundesregierung bisher 1 12 verurteilt worden. 

Weitere 69 Personen mit Wohnsitz im Bundesgebiet oder in 
Berlin (West) sind wegen „Beihilfe zum ungesetzlichen Grenz- 
übertritt" (§§ 213, 22 DDR StGB) festgenommen worden. Von 
ihnen wurden nach hiesigen Erkenntnissen 46 nach der zitierten 
Strafvorschrift verurteilt. 

Die vorstehend genannten Zahlen umfassen auch jene Personen 
aus dem Bundesgebiet und aus Berlin (West), die anläßlich der 
Benutzung der Transitwege zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlin (West) wegen des Verdachts, eine Straf- 
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tat im Sinne der zitierten DDR-Bestimmungen begangen zu 
haben, festgenommen worden sind. Im einzelnen verweise ich 
auf meine Antwort auf die Anfrage der Abgeordneten Dr. Marx 
und Genossen sowie der Fraktion der CDU/CSU vom 26. Juli 
1974 hinsichtlich der Verhaftungen auf den Transitstrecken 
(Drucksache 7/2422). 


2. Wie hoch waren die einzelnen Strafmaße? 


Bei den unter Ziffer 1 genannten Personen lagen die Freiheits- 
strafen bei Verurteilungen nach § 105 DDR StGB („staatsfeind- 
licher Menschenhandel") zwischen zwei Jahren, zwei Monaten 
und der zulässigen Höchststrafe von 15 Jahren. Die wegen Bei- 
hilfe zum ungesetzlichen Grenzübertritt (§§ 213, 22 DDR StGB) 
verhängten Freiheitsstrafen lagen zwischen einem Jahr und drei 
Jahren, zehn Monaten. 


Im einzelnen ergibt sich folgendes: 


Strafmaß 


Verurteilungen gern. 
§§ 213, 22 StGB/DDR 


Verurteilungen gern. 
§ 105 StGB/DDR 


bis 2 Jahre, 


1 1 Monate 

2 

37 

von 3 Jahre bis 5 Jahre, 

11 Monate 

49 

15 

von 6 Jahre bis 9 Jahre, 

11 Monate 

41 


über 10 Jahre 

24 

— 


116 *) 

52 


*) Von den nach § 105 StGB/DDR Verurteilten sind 4 Personen 
und von den nach §§ 213, 22 StGB/DDR Verurteilten 6 Per- 
sonen Ausländer. 


3. In welchen Staaten sind diese Menschen beheimatet? 

Außer den unter Ziffer 1 aufgeführten westberliner und west- 
deutschen Fluchthelfern sind noch die in der DDR erfolgten 
Verhaftungen von dreizehn Ausländern bekannt, von ihnen 
sind vier wegen „staatsfeindlichen Menschenhandels" (§ 105 
DDR StGB) zu Freiheitsstrafen zwischen zwei Jahren und vier 
Monaten und 15 Jahren und sechs wegen „Beihilfe zum unge- 
setzlichen Grenzübertritt" (§§ 213, 22 DDR StGB) zu Freiheits- 
strafen zwischen einem Jahr und sechs Monaten und zwei 
Jahrqn verurteilt worden. 

Bei den Ausländern handelt es sich um drei Türken, zwei 
Österreicher und jeweils einen Italiener, Libanesen, Jordanier, 
Syrier, Israeli, Argentinier, Franzosen und um eine Engländerin. 
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4. Wie viele Menschen aus der Bundesrepublik Deutschland, der 
DDR und aus anderen Staaten sind in anderen Ländern wegen 
„Fluchthilfe" verhaftet und verurteilt worden? 

Am 10. August 1974 befanden sich nach den Erkenntnissen der 
Bundesregierung wegen Fluchthilfe in Bulgarien 1, in der 
CSSR 2, in Polen 2, in Ungarn 1 Westdeutscher und West- 
berliner in Untersuchungshaft und in Bulgarien 1, in der 
CSSR 12, in Polen 1 und in Ungarn 2 in Strafhaft. 

Außer diesen zur Zeit einsitzenden Personen aus dem Bundes- 
gebiet und Berlin (West) sind in dem Zeitraum seit Abschluß 
des Grundlagenvertrages („Vertrag über die Grundlagen der 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik") am 21. Dezember 
1972 bis zum 10. August 1974 insgesamt in Bulgarien 13, in der 
CSSR 10, in Polen 1 und in Ungarn 14 Westdeutsche und West- 
berliner wegen Fluchthilfe festgenommen und verurteilt wor- 
den. 

Wie viele Deutsche aus der DDR und wie viele Ausländer aus 
dem gleichen Grund in den genannten Ländern inhaftiert sind, 
ist unbekannt. 


5. Welche Formen der Betreuung und Beratung werden in den 
jeweiligen Staaten den deutschen diplomatischen Missionen 
~ während der Untersuchungshaft und nach der Verurteilung - 
ermöglicht? 

Unsere diplomatischen Vertretungen können westdeutsche und 
westberliner Fluchthelfer sowohl vor als auch nach ihrer Ver- 
urteilung in der Haft besuchen und ihnen durch die Vermittlung 
von Strafverteidigern behilflich sein. Die Kosten der Verteidi- 
gung übernimmt das Auswärtige Amt. 


6. Hat der Ständige Vertreter der Bundesrepublik Deutschland in 
der DDR bereits die Initiative ergriffen, um die dort verurteil- 
ten Bürger aus der Bundesrepublik Deutschland einschließlich 
des Landes Berlin zu besuchen? 


Die Frage wird mit ja beantwortet, und zwar gilt dies sowohl 
für bereits Verurteilte wie auch für in Untersuchungshaft be- 
findliche Personen, 


7. Was ist über die Behandlung in den Gefängnissen und Straf- 
lagern der Bundesregierung bekannt? 

In der DDR gibt es seit dem am 1. Juli 1968 erfolgten Inkraft- 
treten des Strafgesetzbuches vom 12. Januar 1968 keine Unter- 
scheidung zwischen der Gefängnis- und Zuchthausstrafe mehr, 
sondern statt dessen die einheitliche Freiheitsstrafe, über Straf- 
lager in der DDR ist nichts bekannt. 
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Die Berichte der Haftentlassenen über ihre Behandlung während 
der Verbüßung der Freiheitsstrafe oder während der Unter- 
suchungshaft sind unterschiedlich. Soweit im Einzelfall Klagen 
geführt wurden, bestehen keine Gründe für eine Annahme, daß 
auf Anordnung oder mit Duldung der zuständigen Behörden 
und Organe in der DDR Häftlinge, insbesondere solche, die 
wegen Fluchthilfe inhaftiert sind, Mißhandlungen ausgesetzt 
gewesen sind. 
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